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11885 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 14. Oktober 2026 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bankwesengesetz, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das 
Sparkassengesetz, das Wertpapierfirmengesetz, das Kreditdienstleister- und 
Kreditkäufergesetz, das Investmentfondsgesetz 2011, das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 
und das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz geändert werden  

Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates dient vorrangig der Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2024/1619 zur Änderung der Richtlinie 2013/36/EU im Hinblick auf 
Aufsichtsbefugnisse, Sanktionen, Zweigstellen aus Drittländern sowie Umwelt-, Sozial- und 
Unternehmensführungsrisiken und der teilweisen Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2994 zur 
Änderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2013/36/EU und (EU) 2019/2034 hinsichtlich der Behandlung des 
Konzentrationsrisikos, das aus Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien erwächst, und des 
Ausfallrisikos bei zentral geclearten Derivategeschäften. Darüber hinaus werden im Beschluss – 
unabhängig von der Umsetzung der angeführten EU-Richtlinien – punktuelle Anpassungen im 
Sparkassengesetz und im Kreditdienstleister- und Kreditkäufergesetz durchgeführt. Schließlich soll auch 
die nationale Umsetzung der Delegierten Richtlinie (EU) 2026/374 zur Änderung der Delegierten 
Richtlinie (EU) 2017/593 im Hinblick auf die Bedingungen für die Erbringung von Ausführungs- und 
Analysedienstleistungen durch Dritte für Wertpapierfirmen, die Portfolioverwaltungs- oder andere 
Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen erfolgen. 
 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am  
20. Oktober 2026 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Mag. Claudia Arpa. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrätin MMag. Elisabeth Kittl, BA mit beratender 
Stimme an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Günter Pröller und MMag. Elisabeth 
Kittl, BA. 
Bei der Abstimmung wurde mehrstimmig beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben (dafür: V, S, dagegen: F). 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Mag. Claudia Arpa gewählt. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage mehrstimmig den Antrag, gegen den vorliegenden 
Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 20.10.2026 

 Mag. Claudia Arpa Wolfgang Markytan, MA 
 Berichterstattung Vorsitz 
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